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Präsidenten des Sächsischen Landtages 
Herrn Alexander Dierks 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 
01067 Dresden 
 

 
 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Ronny Kupke (BSW-Fraktion) 
Drs.-Nr.: 8/7464  
Thema: Nachfrage zur Kleinen Anfrage mit der Drs.-Nr. 8/5180 „Versor-
gung und Umgang mit Fluorchinolon-assoziierten Langzeitschäden 
(FQAD) in Sachsen“  

Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: War in den von Ihnen aufgezählten Gremien bereits die Zunahme 
an Antibiotika- Verschreibungen mit Fluorchinolone und die schlechte 
Versorgungsituation von FQAD-Betroffenen o.ä. bereits einmal Thema? 
 
Frage 2: Wenn ja, wann und unter Beteiligung welcher Personen fanden 
entsprechende Beratungen oder Diskussionen statt? 
 
Frage 3: Zu welchem konkreten Thema wurde das diskutiert? 
 
Frage 4: Wie hat sich die sächsische Landesregierung hierzu positioniert? 
 
Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 1 bis 4: 
 
Der Gegenstand von Frage 1 wurde in den Gremien nach den der Staatsregie-
rung vorliegenden Erkenntnissen bisher nicht thematisiert. 
 
Frage 5: Beabsichtigt die sächsische Landesregierung, sich für eine Ver-
besserung der Versorgungsstrukturen von FQAD-Patienten und der feh-
lenden sozialrechtlichen Anerkennung (z. B. GdB, Reha, Rentenleistung) 
einzusetzen 
 
Von einer Beantwortung wird abgesehen. 
 
Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen kann die 
Staatsregierung die Beantwortung von Fragen ablehnen, wenn diese den „Kern-
bereich exekutiver Eigenverantwortung“ berühren. 
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Der Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung schließt einen nicht ausforschbaren Initi-
ativ-, Beratungs- und Handlungsbereich der Staatsregierung ein. Hierzu gehören sämtli-
che internen Abstimmungs- und Willensbildungsprozesse sowie Planungen innerhalb der 
Staatsregierung. Die Willensbildung innerhalb der Staatsregierung ist hierzu noch nicht 
abgeschlossen.  
 
Auch eine Abwägung zwischen dem verfassungsrechtlich geschützten Interesse des Ab-
geordneten an der Beantwortung seiner Frage und dem ebenfalls verfassungsrechtlich 
garantierten Kernbereichsschutz ergibt nicht, dass die Frage zu beantworten ist. Denn die 
Frage zielt auf noch nicht abgeschlossene regierungsinterne Überlegungen zu möglichen, 
künftig zu treffenden Maßnahmen ab.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Petra Köpping 
 
 
 


